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Güterzüge

100 statt nur 80 km/h
Der Bund erhöht die Höchstge-

schwindigkeit für Güterzüge mit Achs-
lasten von mehr als 20 Tonnen. Ab dem
Fahrplanwechsel vom 14. Dezember
dürfen solche Züge auf allen geeigneten
Strecken neu mit 100 km/h statt nur mit
80 km/h unterwegs sein, schreibt das
Bundesamt für Verkehr in einer Mittei-
lung von gestern. (sda)

Bundesrat Ueli Maurers Wahl wird knapp, doch den Gegnern fehlt eine richtige Alternative

SVP kontert Spekulationsspiele
Wegen Spekulationen rund
ummögliche SVP-Sprengkan-
didaten liess die SVP verlau-
ten, die genannten Personen
würden eine Wahl nie anneh-
men. Die Gerüchte sind ohne-
hin mit Vorsicht zu geniessen.

Marcello Odermatt, Bern

Im Parlament herrscht derzeit eine
mittlere Unzufriedenheit. Da sind die ei-
nen, die gerne die SVP wieder in der Re-
gierung haben wollen, weshalb sie be-
reit sind, die, ihrer Meinung nach, gros-
se Kröte Ueli Maurer zu schlucken.
Doch da sind auch die anderen, vorab
in der CVP, die Tag für Tag an die Öf-
fentlichkeit treten, um zu verkünden,
dass Maurer unter keinen Umständen
wählbar sei. Übers Wochenende wurde
laut, dass selbst SVP-Kollegen bereit

wären, eine Wahl anzunehmen. Es fie-
len die Namen der Zürcher Regierungs-
rätin Rita Fuhrer, des Zürcher National-
rats Bruno Zuppiger oder des Thurgauer
Nationalrats und Bauernpräsidenten
Hansjörg Walter. Die Maurer-Gegner
hoffen, dass Walter die Wahl annehmen
und die Fraktion ihn nicht ausschliessen
werde, weil es sich die Partei kaum mit
den Bauern verscherzen könne. Gemäss
SVP-Parteistatuten würde jemand, der
gegen den Willen der Fraktion eine
Wahl annimmt, ausgeschlossen. Eine
Zweidrittelmehrheit von Fraktion und
Zentralvorstand könnte den Abtrünni-
gen allerdings wieder zurückholen.

Der Unmut über Maurers Kandidatur
hängt mit seiner Vergangenheit als Par-
teipräsident zusammen. In dieser Funk-
tion griff er Gegner frontal an, verhöhn-
te mitunter staatliche Institutionen und
beleidigte Bundesräte. Weiter stossen
sich die Gegner an der faktischen Einer-
kandidatur der SVP, da Christoph Blo-
cher als nicht wählbar betrachtet wird.

Aufgrund der Gerüchte sah sich die
SVP gestern veranlasst, bei den mögli-
chen Sprengkandidaten zu sondieren.

In einem Communiqué teilte die Partei
dann mit: «Intensive Gespräche» mit
den möglichen Sprengkandidaten hät-
ten «gezeigt», dass «niemand bereit ist,
eine allfällige Wahl» anzunehmen.

SP schweigt auffällig
Das alles mag noch nichts bedeuten.

Seit der mysteriös eingefädelten Erset-
zung von Christoph Blocher durch Eve-
line Widmer-Schlumpf vor einem Jahr
ist alles möglich. Gleichwohl sind die
Spekulationen mit Vorsicht zu genies-
sen. Die CVP, von wo aus die Gerüchte
gestreut werden, dürfte ihre Macht als
Zünglein an der Waage demonstrieren
wollen, um Maurer keinen Freipass zu
geben. Die Lust am zweiten Fall Wid-
mer-Schlumpf ist bei vielen Parlamen-
tariern indes gering. Kommt hinzu,
dass nicht einmal die SP ein Interesse
am Bruch der Konkordanz hat. Die Ein-
bindung aller relevanten Kräfte in die
Regierung kommt gerade ihr, oft selbst
Opposition im bürgerlich beherrschten
Parlament, zugute. Inoffiziell räumen
SP-Parlamentarier denn auch ein, Mau-
rer wählen zu können.

Zudem: Die zentralen CVP-Exponen-
ten äussern sich viel positiver zu Mau-
rer, als es andere Mitglieder tun. So sag-
te CVP-Fraktionschef Urs Schwaller im
Interview mit der «Basler Zeitung» klar
und deutlich: «Der Sitz muss diesmal
zur SVP, das ist für mich klar.» Denn:
«Ich jedenfalls will einen ganzen SVP-
Bundesrat, der volle Regierungsverant-
wortung mitträgt, und keinen halben –
oder einen, der zwei Wochen später bei
der BDP ist.» «Wir müssen jetzt die SVP
in die Verantwortung für dieses Land
einbinden – und dies mit einem profi-
lierten SVP-Vertreter.» Schwaller hat
Maurer bereits früher als wählbar be-
zeichnet. Und auch Präsident Chris-
tophe Darbellay sagte letzte Woche,
dass das Verhalten der SVP zwar «unde-
mokratisch» sei, dass aber die CVP «für
keine Spielchen zu haben» sei. Und:
Ueli Maurers Chancen stünden «relativ
gut». Wie gut, wird sich heute zeigen,
wenn die CVP ihr Fraktionshearing mit
Maurer durchführt. Ebenfalls angehört
wird der SVP-Kandidat von den Sozial-
demokraten, die im Übrigen bisher auf-
fällig zum Thema schweigen.

Christoph Mörgelis
fehlende Stimme

Nach dem Autounfall von SVP-Na-
tionalrat Christoph Mörgeli ist dessen
Teilnahme an der Bundesratswahl von
morgen unwahrscheinlich. Mörgelis
Abwesenheit hat theoretisch grosse
Konsequenzen für die Wahl oder
Nichtwahl von Ueli Maurer. Der Ge-
wählte bräuchte bei allen gültigen
Stimmen im Normalfall die Hälfte
plus eine mehr. Bei 246 Parlamenta-
riern sind das 124 Stimmen. Bei nur
245 Räten liegt die Hälfte bei 122,5,
wobei aufgerundet werden muss auf
123 – plus eins ergäbe 124. Das abso-
lute Mehr bleibt gleich, womit Maurer
eine Stimme weniger hat. Für Maurer
dürfte aber jede Stimme zählen. 2003
wurde Blocher mit nur zwei Stimmen
mehr in den Bundesrat gewählt. Da-
mals betrug das absolute Mehr aber
nur 119, denn in der Regel sind nie al-
le Wahlzettel gültig. (mob)

Maurer muss in
den Bundesrat
Marcello Odermatt

Einmal mehr ist der Druck der
SVP auf das Parlament mit dem fak-
tischen Einerticket Ueli Maurer un-
schön. Die Partei diktiert: Maurer
oder Opposition! Wenn CVP und SP
nun kritisch Maurers Vergangenheit
Revue passieren lassen und der SVP
Erpressung vorwerfen, dann haben
diese Parteien Recht. Maurer war
unbequem. Er streifte oft das poli-
tisch Unkorrekte. Und ja: In diesem
Land wählt nach wie vor das Parla-
ment frei und ohne Instruktionen.

Dennoch: Ueli Maurer muss Bun-
desrat werden. Das Prinzip der Kon-
kordanz, wonach die stärksten Par-
teien in der Regierung vertreten sein
sollen, machte die Schweiz politisch
stabil. Wer dieses Prinzip anerkennt,
muss akzeptieren, dass eine derart
grosse rechtsbürgerliche Partei trotz
Extrempositionen in die Landesregie-
rung gehört. Es ist logisch, dass diese
Partei mit Leuten vertreten sein will,
die diese Politik an den Bundesrats-
tisch bringen. Dort, wo Maurer nur
einer von sieben wäre, soll er kämp-
fen «wie ein Löwe». Beschlüsse des
Gremiums sind indes kollegial zu
vertreten. Das Opponieren kann er
getrost der Partei überlassen – so wie
es auf der anderen Seite die SP inklu-
sive zweier Bundesräte tut.

Maurer bewirbt sich offenkundig
mit einer gewissen Distanz zu Blo-
cher für dieses Amt. Es mag zutref-
fen, dass Maurer in den letzten Ta-
gen Kreide gefressen hat. Aber im-
merhin: Er frisst Kreide. Das ist eine
ernst zu nehmende Konzession. Weil
er in der Fraktion grossen Rückhalt
hat, könnte er gar zur perfekten In-
tegrationsfigur werden. Gerade der
polternde, ehemalige Parteimann
könnte beweisen, dass die laute SVP
seriöse Sachpolitik betreiben kann.

Die Alternativen zu Maurer sind
schlecht. Die Wahl eines CVP-Man-
nes bricht die Konkordanz. Und die
SVP in der Opposition belassen, ist,
so mager deren inhaltliche Erfolge
waren, für den Zusammenhalt des
Landes keine vernünftige Option.

Allzu heuchlerisch sollte die CVP
nicht auftreten. Mit etlichen Stim-
men der CVP wurde 2003 bereits
Blocher in den Bundesrat gewählt.
Und 2006 war es die CVP, die mit
Doris Leuthard auch nur eine einzi-
ge Kandidatin vorgeschlagen hatte.

Aus staatstheoretischer Sicht und
als Akt der Vernunft müsste morgen
Ueli Maurer zum Bundesrat gewählt
werden. Das politische Klima könnte
sich beruhigen. Sollte es Maurer ver-
masseln, nun, dann kann das Parla-
ment ihn 2011 ja wieder abwählen.

modermatt@zlzeitung.ch
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Wen wird die Vereinigte Bundesversammlung zum neuen Bundesrat wählen? Im Bild Wahl 2007. (key)

Gentechnologie Bundesrat schickt Gesetzesänderung in Vernehmlassung

Moratorium soll verlängert werden
Der Bundesrat will das Gen-
tech-Moratorium für die
Landwirtschaft um drei Jahre
bis zum 27. November 2013
verlängern.

Am 28. November 2005 hiess der
Souverän die Volksinitiative «für Le-
bensmittel aus gentechnikfreier Land-
wirtschaft» gut. Bis 27. November 2010
dürfen keine gentechnisch veränderten
Pflanzen angebaut und keine gentech-
nisch veränderten Tiere zur Produktion
von Lebensmitteln und Agrarerzeugnis-
sen in Verkehr gebracht werden. Die
Aussaat zu Forschungszwecken ist un-
ter strengen Auflagen erlaubt.

Um Wissenslücken zu schliessen,
lancierte der Bundesrat kurz nach Be-
ginn des Moratoriums ein Nationales
Forschungsprogramm über Nutzen und
Risiken der Freisetzung gentechnisch
veränderter Pflanzen (NFP59). Die Er-

gebnisse und der Schlussbericht werden
Mitte 2012 erwartet, erste Zwischener-
gebnisse schon früher.

Konsultation bis zum 13. Februar
Der Bundesrat will, dass das NFP59

ohne politischen Druck weitergeführt
und abgeschlossen werden kann. Ver-
lässliche wissenschaftliche Erkenntnis-
se braucht er insbesondere für den
gleichzeitigen Anbau von gentechnisch
veränderten Organismen (GVO) und
herkömmlichen Nutzpflanzen (Koexis-
tenz). Bereits Mitte Mai hat der Bundes-
rat deshalb beschlossen, dem Parlament
eine Verlängerung des Moratoriums um
drei Jahre zu beantragen. Die Vorlage
durchläuft nun bis 13. Februar 2009 die
Konsultation, bevor sie den Räten un-
terbreitet wird. Mit ihr soll auch das
Einsprache- und Beschwerderecht für
GVO-Bewilligungsverfahren auf Geset-
zesstufe geregelt werden.

Wie das Bundesamt für Umwelt (Ba-
fu) in dem am Montag veröffentlichten

Begleitbericht in Erinnerung ruft, gibt es
in der Schweiz ausserhalb geschlosse-
ner Systeme – das heisst in der Umwelt
– wenig Aktivitäten mit GVO. Bisher
wurden dafür bloss sporadisch Gesuche
eingereicht, eines im Jahr 2003, drei im
Jahr 2007. Zugelassen sind laut Bafu in
der Schweiz nur vier GVO-Produkte als
Lebens- und Futtermittel (Mais und So-
ja), ein Lebendimpfstoff und zwei tier-
medizinische Produkte. Gelegentlich
werden Nutztiere mit gentechnisch ver-
ändertem Mais oder Soja gefüttert. In
den Verkaufsregalen sind praktisch kei-
ne GVO-Lebensmittel anzutreffen.

Hingegen werden seit 1990 zahlrei-
che GVO-Projekte in Laboratorien, Pro-
duktionsanlagen, Gewächshäusern und
andern geschlossenen Systemen durch-
geführt. In den vergangenen Jahren gin-
gen jährlich rund 160 neue Meldungen
und Bewilligungsgesuche ein. Zurzeit
laufen über 1000 Forschungsprojekte,
Produktionsprozesse und diagnostische
Analysen mit GVO. (sda)

Schiessanlagen

Verlängerte Frist für
Altlastensanierung

Der Bundesrat will den Betreibern
von Schiessanlagen mehr Zeit für die
Sanierung der bleiverseuchten Kugel-
fänge einräumen. Er schlägt dem Parla-
ment vor, die Altlastensanierung der
Schiessanlagen bis 2020 finanziell zu
unterstützen. Die Landesregierung folgt
damit einem Vorschlag aus dem Parla-
ment. Die bislang gültige Frist war am
1. November 2008 abgelaufen. Viele der
knapp 2000 zurzeit betriebenen Schiess-
anlagen konnten bis zu diesem Zeit-
punkt jedoch noch nicht saniert und mit
einem Kugelfangsystem ausgerüstet
werden, bei dem die Kugeln nicht mehr
in den Boden eindringen.

Das sollen sie nun in zwei Schritten
nachholen. Bis 2012 soll die Sanierung
in Schiessständen erfolgen, die in sensi-
blen Grundwasserschutzzonen liegen.
Die übrigen Anlagen haben Zeit bis
2020. Mit der Staffelung will der Bun-
desrat sicherstellen, dass genügend An-
bieter von künstlichen Kugelfängen die
Arbeiten auch ausführen können. (sda)


